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P E T I T I O N 

Beschwerde aus Sorge der Unkenntnis mit Antrag  auf Forderung zur Aufklärung der Fehlinterpretation der deutschen Staatsangehörigkeit von 1934 und den immer noch bestehenden Gleichschaltungsgesetzen von Adolf Hitler mit Verweis auf Artikel 139 GG und allen nachfolgenden Weisungen, Gesetzen und Bestimmungen.    

Aufforderung aus Sorge der Unkenntnis zur Beseitigung der deutschen Staatsangehörigkeit, Gleichschaltung von 1934 insbesondere die Beseitigung der Bereinigung (Löschung der Reichsangehörigkeit) des STAG ab dem 08.12.2010 mit der Fortführung einer Naziblende „deutsche Staatsangehörigkeit“ 

Aufforderung zur Wiederherstellung und Rückführung der Heimatzugehörigkeit laut Heimatangehörigkeit gleichbedeutend mit der Landesstaatsangehörigkeit vor 1933  mit der ausschließlich zu diesem Zweck verbundenen Annahme der Weimarer Verfassung! 

Forderung nach Schaffung politischer Umstände und Voraussetzungen zur Möglichkeit des  Abschlusses von Friedensverträgen zwischen Deutschland und den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges und zur Vorbereitung einer echten vom und für die deutschen Völker gestalteten Verfassung entsprechend des Auftrages nach Grundgesetz (GG) Artikel 146

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit zeige ich Ihnen pflichtgemäß die Heimatlosigkeit und vollständige Entmachtung aller in der Bundesrepublik Deutschland und in Berlin lebenden Bürger an, die mit der „deutschen Staatsangehörigkeit“ ( gleichbedeutend mit Kolonie - Schutzgebietsangehörigkeit laut RuStAG 1913 = R oder StAG, heute StAG) und den Gleichschaltungsgesetzen von 1934 dokumentiert wird. 

(Verweis Staatsangehörigkeit laut Staatsangehörigkeitsgesetz von 1934,  Neues Staatsrecht vom 05.02. 1934, BGBL III 1959)

Ich fordere … (konkreten Adressaten benennen) ..., alle Parteien, die Verwaltungen und Institutionen unmissverständlich auf, umgehend alle Maßnahmen zur sofortigen Heilung bzw. Abhilfe des gesetzwidrigen, nicht vertretbaren Zustandes einzuleiten. 

Die unten genannten bestehenden Rechtszustände gilt es umgehend zu ändern, damit unsere Heimatangehörigkeit, das freiheitliche Recht und die freiheitliche Ordnung im Staatsgefüge wieder hergestellt werden kann.      

Der vorgetäuschte Tatbestand einer vorgeblichen Freiheit und vorgeblichen Selbstbestimmung unter Fortführung der Nazistaatsangehörigkeit „deutsche Staatsangehörigkeit“ und der Gleichschaltungsgesetze von 1934  wäre bei Kenntnis ein von den deutschen Völkern und auch den europäischen Völkern nicht gewollter Zustand. 

Die Wirklichkeit der demokratischen Rechtsordnung und die gewollte Freiheit kann nur von mündigen, nicht entmachteten Bürgern mit der Inlandsangehörigkeit (Heimat – Landesstaatsangehörigkeit/ LstA) vor 1933 durch direkte Mitbestimmung ausgehen und von deren verantwortlichen, real souveränen Volksvertretern und Organen / Institutionen umgesetzt werden. Das ist heute aber durch die praktizierte Nazistaatsangehörigkeit „deutsche Staatsangehörigkeit!“ oder Staatsangehörigkeit „DEUTSCH“ der Gleichschaltungsgesetze von 1934  ausgeschlossen!

Es geht im Folgenden ausschließlich um offenkundige Rechtstatbestände:

Hiermit fordere ich Sie, … (konkreten Adressaten benennen) ..., alle Parteien, die Verwaltungen und Institutionen auf, die widersprüchlichen Fakten und Sachstände korrekt, dezidiert und unmissverständlich zu untersuchen, fach- und  sachgerecht aufzuklären und durch entsprechende Maßnahmen, Abhilfe zur Rückkehr in unsere Heimat- Landesstaatsangehörigkeit einzuleiten und damit die Voraussetzungen zur Entnazifizierung bei der zuständigen Hohen Hand für alle Bürger zu schaffen. 

Vorangestellte Sätze gelten gleichwohl als Antrag.

Detaillierte Begründung:

Entwicklung / Ausgangssituation:

RuStAG (RoStAG) von 22. Juli 1913:

Im Gesetz steht Reichsangehörigkeit R gleichbedeutend mit Ausland 

(betraf Dienstangestellte in den deutschen Schutzgebieten) 

O D E R 

Staatsangehörigkeit StAG gleichbedeutend mit Inland 

(Deutsche in den jeweiligen Heimatländen / Bundesstaaten im Deutschen Reich) 

Es existiert(e) also aus vorgenannten und offenkundigen Gründen eine doppelte Staatsangehörigkeit, die sich aus der Entwicklung des Deutschen Reiches nach 1871 durch die kolonialen Besitzungen ergaben. Diesen  Veränderungen wurde im RuStAG vom 22. Juli 1913 Rechnung getragen.

Die Heimat der Deutschen Völker:

bis 1933 war also die HEIMAT - Staatsangehörigkeit im Deutschen Reich diejenige des jeweiliges Heimatlandes (LStA) z.B. Mecklenburg-Schwerin (nicht Mecklenburg – Vorpommern), Sachsen, Bayern, Thüringen, Preußen (nicht Brandenburg) usw.

Täuschung, Gleichschaltung:

1934 – 1945 wurde diese Heimatstaatsangehörigkeit beseitigt und auf die Auslands – Staatsangehörigkeit: “DEUTSCH“ /deutsche Staatsangehörigkeit / Deutsches Reich/ deutscher Reichsangehöriger gleich geschaltet.

(R = StAG bedeutete also den Umsturz der Weimarer Verfassung, siehe Kolonieverfassung / Staatsgrundgesetz mit nach wie vor bestehenden und angewendeten Gesetzestexten aus dem  

„Neues Staatsrecht ab 1934, siehe Seite 54“,

RGBL- Verordnung Staatsangehörigkeit vom 05.02.1934)

Die bis zum heutigen Tag angewandte Kriegslist, Täuschung und Gleichschaltung:

Seit 1945:  Es gab und gibt weder Frieden noch Friedensverträge, nur bestehende Waffenstillstandsbedingungen mit lfd. Unterbrechungen durch die Alliierten!

In der noch gültigen HLKO Artikel 24 finden wir: 
                                 K r i e g s l i s t e n   sind erlaubt!

1945 – 1949: 
Weiterführung der gleich geschalteten Auslands - Staatsangehörigkeit: „DEUTSCH“ /deutsche Staatsangehörigkeit/ Deutsches Reich/ Deutschland

1949 – 1967   gleich geschaltete Auslands - Staatsangehörigkeit: „DEUTSCH“ / „deutsche Staatsangehörigkeit“

1967 – 1989   gleich geschaltete Auslands - Staatsangehörigkeit: DDR = „deutsche Staatsangehörigkeit“!

1990 – heute gleich geschaltete Auslands - Staatsangehörigkeit: „DEUTSCH“ / „deutsche Staatsangehörigkeit“

Siehe dazu auch Bundesgesetzblatt III vom 01. August 1959.

Auf dem BRD - Personalausweis finden wir die Staatsangehörigkeit „DEUTSCH“ nach Staatsangehörigkeitsgesetz also Gleichschaltungsgesetz vom 05.02. 1934 in vollendeter Gültigkeit

siehe RgBl. Teil I Seite 85.

Auch der Staatsangehörigkeitsausweis (Urkunde) der BRD spiegelt die Staatsangehörigkeit von 1934 identisch wieder.                                    Dieser Staatsangehörigkeitsausweis der BRD zeigt den Status der Gleichschaltung / Heimatlosigkeit von 1934 an. 

Jeder BRD - Bewohner hat damit die Auslands - Staatsangehörigkeit (StA) von 1913 gleichbedeutend mit der (StA) Staatsangehörigkeit von 1934!

Jeder Einwohner hat daher offenkundig nur den Status der Kolonie-angehörigkeit die damit identisch mit einer Auslandsangehörigkeit ist.

Der Statusdeutsche ist somit komplett heimatlos, machtlos, rechtlos und hatte bis 2010 noch die Auslandsangehörigkeit, seitdem gar nichts mehr. Deshalb sind auch die Menschenrechte sowie die Grundrechte für die Bürger dieses besagten Landes offenkundig ohne Rechtsfunktion bei Stillstand der Rechtspflege. 

Auf dem  BRD- Personalausweis ist die Staatsangehörigkeit „DEUTSCH“ nach Staatsangehörigkeitsgesetz (Gleichschaltungsgesetz) vom 05.02.1934 festgeschrieben.

Der Staatsangehörigkeitsausweis der BRD mit dem Titel „DEUTSCHE(R) STAATSANGEHÖRIGE(R)“ muss bei Bedarf  im

-  A U S L Ä N D ER A M T   - 

beantragt werden. Was hat das für Gründe? Ich bitte um Klärung und um eine rechtsverbindliche Antwort zu allen genannten Sachständen.

(bitte keine Schriftstücke „Im Auftrag“ und ohne Unterschrift mehr!)

Dazu kommt hier vorsorglich der Verweis auf das Gesetz zur Änderung des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 15. Mai 1935:

„§ 1. Über die Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit entscheiden die Einbürgerungsbehörden nach pflichtmäßigem Ermessen. Ein Anspruch auf Einbürgerung besteht nicht.

§ 2. Die §§ 10, 11, 12, 26 Abs. 3 Satz 2, § 31 und § 32 Abs. 3 des Reichs- und  Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 22. Juli 1913 (RGBl. S. 583) treten außer

Kraft; das gleiche gilt von § 15 Abs. 2 und § 34 insoweit, als sie einen Anspruch auf Einbürgerung gewähren.“

Rechtsstellung als Statusdeutscher

Hier die Metamorphose des §1 des RuStAG / jetzt auf StAG gleich geschaltet:

22.07.1913

· „Deutscher ist, wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat       (§§ 3 bis 32) oder die unmittelbare Reichsangehörigkeit (§§ 3 bis 35) besitzt.“

05.02.1934

· „Deutscher ist, wer die … unmittelbare Reichsangehörigkeit … besitzt.“

15.07.1999

· „Deutscher ist, wer die (…) unmittelbare Reichsangehörigkeit (…) besitzt.“

21.08.2002

· „Deutscher ist, wer die … unmittelbare /*Reichs*/ angehörigkeit … besitzt.“

08.12.2010

· „Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt.“

Allein die Methode der Rechtsbereinigung ist Gleichschaltung!

In diesem Zusammenhang bitte ich um rechtliche Aufklärung, was genau die Pünktchensetzung einmal mit, dann wieder ohne Klammer sowie die Sternchen beim Begriff *Reich* juristisch bedeuten.

Mir der Bereinigung (Löschung der Reichsangehörigkeit) des STAG ab dem 8.12.2010 wird diese sogenannte „deutsche Staatsangehörigkeit“ nur noch als Naziblende geführt.

Jeder Inhaber dieser Staatsangehörigkeit von 1934 wurde durch die StAG - Bereinigung (Löschung der StAG - Grundlage war Reichsangehörigkeit) ab dem 8.12.2010 jeglicher Bezüge zu irgendeinem Territorium geschweige Heimat beraubt und ist demnach offiziell staatenlos, entmachtet und VOGELFREI!

Das hat nicht einmal Adolf Hitler gewagt bzw. getan!!!

Das ist eine weitere Grundrechteverletzung!

Damit verstoßen sämtliche Rechtsbereinigungen des RuStAG von 1913 besonders die vom 8.12.2010 gegen  Artikel 16 des GG sowie gegen  die Menschenrechte, schlimmer, sie machen die Entfaltung der Wirkung der Menschenrechte in diesem Gebiet unmöglich.                                             (Beweis ist das tägliche Schauspiel an bundesdeutschen Gerichten, die man somit als Rechtsshowprogramme bezeichnen kann)

Der Artikel 116 GG bestätigt uns den Status der Kolonieangehörigkeit / Heimatlosigkeit!

Artikel 116 GG:

„(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.“

Hierzu Verweis auf die Kolonieverfassung: Neues Staatsrecht ab 1934, siehe Seite 54, RgBl. - Verordnung Staatsangehörigkeit vom 05.02.1934, Ausweisdokumentation mit der StA „DEUTSCH“, Deutscher, Deutsche, Deutsches Reich, deutsche(r) Reichsangehörige(r), „deutsche(r) Staatsangehörige(r) von 1934 – bis heute im Heft                                      u.a.„Heimat ist ein Paradis“)

Die Bundesrepublik Deutschland hat uns dazu den Personalausweis „DEUTSCH“ ohne die notwendige juristische Hintergrundinformation und Aufklärung oktroyiert! Das Gleiche gilt für den Reisepass.

Der Zwang zur „deutschen Staatsangehörigkeit von 1934 „DEUTSCH“ wird seit 1934 bis heute fortgesetzt. (Verweis auf GG 16/1)                                                                                            „(1) Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden. Der Verlust der Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und gegen den Willen des Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene dadurch nicht staatenlos wird.“

Gleichzeitig verstößt die Bereinigung des StAG vom 08.12.2010 gegen diesen Artikel, denn genau diese Staatenlosigkeit ist damit eingetreten.

Bei Verweigerung des neuen Personalausweises „DEUTSCH“ droht heute allgemein ein Ordnungsgeld. 

Nur nebenbei sei erwähnt, dass die Ausweispflicht auch die Nazis einführten.

(Verweis aus Verordnung über den Pass und Sichtvermerkszwang sowie über den Ausweiszwang vom 10.09.1939 RgBl,

Verweis auf das Amtsblatt für Schleswig Holstein Nr. 3 vom 29. Juni 1946!                                Einführung der deutschen Zwangsangehörigkeit in den Ostgebieten 1939, 1941,

Verweis BRD – Amtseid Artikel 56/Art. 64 GG                                                      für alle BRD - Amtspersonen und BRD – Parteien,

Verweis Deutscher Richtereid § 18 deutsches DRiG (alle BRD - Richter)

und alle Schwüre / Beteuerungen auf das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland:

Auch jeder Verwaltungsbeamte, Angestellte, Richter und Staatsanwalt der Bundesrepublik Deutschland unterliegt damit den Gleichschaltungsgesetzen! 

Damit haben wir keine Heimatbehörden, sondern Gleichschaltungsbehörden in der Bundesrepublik Deutschland.

Die Grundrechteverletzungen können durch die braune Überlagerung  und  Befangenheit der deutschen Justiz ebenfalls nicht abgeholfen werden!

Es besteht damit folgender offenkundiger Tatbestand:

Die Bundesrepublik Deutschland führt die deutsche Staatsangehörigkeit nach dem Staatsangehörigkeitsgesetz, Neues Staatsrecht ab 1934 weiter und hat diese weiter ausgehöhlt!

Die Bundesrepublik Deutschland regiert und handelt nach wie vor mit diesen Gesetzen, welche in den Bundesgesetzesblättern veröffentlicht sind und die anerkannter maßen (obwohl Berlin nach wie vor kein Land der BRD ist) für den Senat von Berlin sowie alle Behörden der BRD, nachfolgend die Verwaltungsinstanzen bindend sind.      

Laut internationaler Konvention von Montevideo vom 26.12.1933 sind als völkerrechtliche Definition von Staaten 3 Wesensmerkmale festgehalten worden:
- Staatsvolk
- Staatsgebiet, Territorium oder Hoheitsgebiet
- Staatsgrundlage, also eine Regierung, die aufgrund einer Verfassung eine Staatsgewalt ausübt.
Sind diese in der Einheit gegeben und erkennbar, spricht man von einem Staat.

Mit der Bezeichnung des Staatsvolkes als „DEUTSCH“ / „deutsche Staatsangehörigkeit“  und die damit fortgeführte Gleichschaltung nach dem Staatsangehörigkeitsgesetz und Neues Staatsrecht von 1934                       (siehe Kolonieverfassung Neues Staatsrecht ab 1934, siehe Seite 54, RGBL-Verordnung Staatsangehörigkeit vom 05.02.1934)                                     auf dem Teilstaatsgebiet laut Einigungsvertrag von 1990 bedeutet dies:

Die Bundesrepublik Deutschland führt damit automatisch staatsrechtlich und juristisch das III. Reich weiter!

Seit 1934 hat sich nichts verändert! Im Gegenteil!

Churchill und Roosevelt haben schon 1942 offen erklärt, die Nazi - Tyrannei zu beseitigen. 1945 wurde das Ziel nicht erreicht, sondern stattdessen eine Kriegslist nach Artikel 24 HLKO geschaltet und die Staatsangehörigkeit von 1934 NICHT beseitigt.

Artikel 139 GG:

„Die zur "Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismus" erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen dieses Grundgesetzes nicht berührt.“

Es gelten dafür also vollumfänglich die alliierten SHAEF -  Entnazifizierungsbestimmungen.

BRD - Verwaltungsorganisationen können oder dürfen nicht entnazifizieren.

Siehe dazu die SHAEF– SMAD - Entnazifizierungsbestimmungen der Alliierten.

Nur die Alliierten, also die  H O H E   H A N D  haben die juristische Hoheit zur Entnazifizierung!

Jeder BRD- Bürger, damit auch alle Verwaltungsbeamten, Angestellten, Richter und Staatsanwälte sind laut Artikel 139 GG und den nachfolgenden Bestimmungen und Gesetzen gesetzlich verpflichtet, bei Erkenntnis dem umgehend Abhilfe zu leisten, den zwanghaften oktroyierten Zustand zu heilen und die Gleichschaltung von 1934 zu beenden!

Der Artikel 116 GG und 16 GG verstoßen gegen Artikel 139 GG FÜR die Bundesrepublik Deutschland und damit gegen alliierte SHAEF-Gesetze und SMAD - Befehle 

Der Verfassungsauftrag über Artikel 146 GG führt über die Umsetzung der letzten Verfassung von 1919 zur Beseitigung des nicht erträglich hinnehmbaren Zustandes!

Die Heimatangehörigkeit / Staatsangehörigkeit unserer Großeltern war vor 1934 die jeweilige Landesstaatsangehörigkeit.

Der Staatsangehörige „DEUTSCH“ / „deutsche Staatsangehörigkeit“ gilt für die Heimatländer als verloren, wenn der Verlust der Heimatangehörigkeit nicht anzeigt wird.

Das Eigentum an der deutschen Heimat ist mit der Heimatangehörigkeit verknüpft und ist nicht mit der gleich geschalteten Staatsangehörigkeit von 1934 „DEUTSCH“/ „deutsche Staatsangehörigkeit“ zu verstehen.

DIESES LAND „DEUTSCH“ GIBT ES NICHT !!!

Darum zeige ich Ihnen hiermit den Verlust meiner/unserer Heimat für alle deutschen Staatsangehörigen in der Bundesrepublik Deutschland und im Land Berlin an!

Sie, jeder Bürger ist zur Abhilfe (Grund)gesetzlich verpflichtet!

Der Artikel 139 GG hat Bindewirkung für alle deutschen Gerichte und Verwaltungsinstanzen. Nach von Ihnen erfolgter schriftlicher Bestätigung der Gültigkeit des GG und der Bereinigungsgesetze über Besatzungsrecht folgt zwingend die Gültigkeit folgender Gesetze:

     1. SHAEF Gesetz Nr. 1 z.B. Artikel 1 

         „Die folgenden nationalsozialistischen Grundgesetze, die seit 30.  

        Januar 1933 eingeführt wurden, sowie sämtliche Ergänzungs-  

         und Ausführungsgesetze, Vorschriften und Bestimmungen, verlieren   

        hiermit ihre Wirksamkeit.“


z.B. Artikel III


„4. Die Auslegung oder Anwendung des deutschen Rechtes nach 
nationalsozialistischen Grundsätzen, gleichgültig, wann und wo 
dieselben kundgemacht wurden, ist verboten.“

2. SMAD-Befehl-2  Absatz 5 vom 10.06.1945

3. Kontrollratsgesetz Nr. 1 Ausrottung der Nazigesetze vom 20. Sept. 1945

    4. Das Urteil Tribunal General 06.01.1947 ist für alle deutschen Gerichte     

        und Verwaltungsinstanzen bindend.

Die Verordnung vom 05. 02. 1934 über die deutsche Staatsangehörigkeit ist also mit der Kapitulation der Wehrmacht am 08.05.1945 und den anschließenden Rechtsfolgen nicht ersatzlos untergegangen bzw. gestrichen worden.

Diese Rechtslage für die BRD hat sich bis heute nicht geändert und wird den deutschen Völkern verschwiegen. Nach wie vor werden in der BRD diverse Gesetze aus der brauen Zeit angewendet, die nach SHAEF – Gesetzen und SMAD – Befehle verboten sind. Dies reicht vom Rechtsberatungsgesetz über die Justizbetreibungsverordnung bis hin zur Straßenverkehrs-zulassungsverordnung.

(Zweites Gesetz über die Bereinigung von Bundesrecht vom 23.11.2007 Art. 4 § 3 „...bleiben von der Aufhebung unberührt und bestehen fort.“       26. Mai 1952)

Gemäß Artikel 139 GG sind der Bundesgesetzgeber, die Bundesbehörden und die Gerichte einschließlich des sogenannten Bundesverfassungs-gerichtes richtiger wäre Bundesgrundgesetzgerichtes auf Dauer gehindert, die Auflagen der Alliierten zu ändern oder aufzuheben.

Befreiung vom Nazi- und Gleichschaltungsjoch in Österreich:

Die Österreicher wurde 1945 von der „deutschen Staatsangehörigkeit“ von Adolf Hitler befreit und haben ihre Heimatlandangehörigkeit zurück erhalten!

Verweis: Verordnung über die „deutschen Staatsangehörigkeit“ von 03. Juli 1938 in Österreich – deren Einführung

Staatsgesetzblatt Republik Österreich vom 14. Juli 1945 - Jahrgang 1945 -

deren Aufhebung! Warum ist dies in Deutschland nicht geschehen?          Ich bitte auch hier um eine dezidierte Antwort und Aufklärung!

Der Geltungsbereich des GG wurde also 1990 nur aufgehoben, um die Bundesrepublik Deutschland und seine Einwohner reibungslos in die EU zu transportieren.

Es besteht eine Auslandsangehörigkeit seit 1934 für die deutschen Völker: 

Das Grundgesetz ist offenkundig nur ein koloniales Schutzgebietsgesetz für Deutschland.

Seit Rechtsbereinigung vom 08.12.2010 nach Nazi-Methode ist diese „deutsche Staatsangehörigkeit“ juristisch nur noch eine Worthülse.                                                        Der Schutzbrief ist übrigens die von Egon Bahr mehrfach bestätigte KANZLERAKTE! 

(Siehe deutsches Koloniallexikon 1920 Band III S 317 und die Bestätigung zur Kanzlerakte.)

Die fortgeführte Nazigleichschaltung und Nazi-StA von 1934 durch die Bundesrepublik Deutschland behindern bis heute den gesetzlichen Verfassungsauftrag des GG im Artikel 146, der in der geänderten Fassung von 1990 wie folgt lautet:

„Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.“

Artikel 146 Grundgesetz FÜR die Bundesrepublik Deutschland fordert ausdrücklich keine neue Verfassung. Nur auf der Basis der bisherigen Verfassung kann eine neue Verfassung erarbeitet und per Volksabstimmung legitimiert werden. Vorher muss allerdings die Wiedervereinigung oder Herstellung der Heimatländer erfolgen und der deutsche Rechtsstaat wieder handlungsfähig werden.

„Das Deutsche Reich existiert fort, ist rechtsfähig aber mangels Organisation nicht handlungsfähig.“                                                                             (OVG Karlsruhe BVG von 1973 Urteil 31.07.1973, BVerfGE 35, S. 1 ƒ, BVerfG 2266 [277], BVerfG 3288 [319 f.], BVerfG 585 [126], BVerfG 6309 [336, 363]).

Der Artikel 140 Grundgesetz  (Basic Law) bezieht sich auf die WEIMARER VERFASSUNG!

Stattdessen wurde aber ab 1990 wieder nur eine Kriegslist nach HLKO Artikel 24 geschaltet.

Die Bundesrepublik Deutschland unterlässt bis heute ganz bewusst die notwendige Volksabstimmung zur gesetzlichen Wiederherstellung der letzten Verfassung. Die Weimarer Verfassung von 1919 eröffnet uns zunächst die Rückkehr in unsere Heimat-LstA.

Das Grundgesetz wird stattdessen immer wieder propagandistisch - täuschend als eine Verfassung dargestellt und ausgelegt.

Darüber hinaus wurde der Gleichschaltungs- und Entrechtungsvertrag von Lissabon (die EU- Verfassung als privatrechtlicher Vertrag) geschaffen,     um die Statusdeutschen in der EU zu verarbeiten. Dieses ist dann auch der Weg und das Schicksal aller anderen Völker in Europa.                                 Das wird von den Völkern Europas auch immer kritischer gesehen.

Täuschung und Gleichschaltung zur Schaffung der privatrechtlichen Wirtschafts – und Handelsorganisation Europäischen Union (EU):

Es werden dieselben Gleichschaltungsmethoden und Gesetze von 1934 zur Schaffung der Europäischen Union angewendet. 

Die Bundesrepublik Deutschland kann man damit treffend als den Nazi - Motor der Europäischen Union bezeichnen!

Entstaatlichung und Privatisierung allen Rechts.                                     Was anderes ist der Lissabon – Vertrag?

Verhinderung Weltfrieden:

Bis heute werden durch die Heimatlosigkeit, damit Entmachtung und die   de facto Handlungsunfähigkeit der Statusdeutschen die Friedensverträge mit 51 Staaten und Neokolonialstaaten durch die gleichgeschaltete Bundesrepublik Deutschland verhindert! 

Verweis auch auf die Dokumente aus dem Kanzleramt ISBN 3.486-56360-2 

Es sind und waren keine Friedensverträge gewollt!

GESETZLICHE  HANDLUNGSPFLICHT:

Die Staatsangehörigkeit „DEUTSCH“, „deutsche Staatsangehörigkeit“ wurde 1934 durch Gleichschaltungsgesetze zum Status:

Der Statusdeutsche ist nach dem Artikel 139 GG für die Bundesrepublik Deutschland und allen vorangegangenen und nachfolgenden Weisungen und Bestimmungen der Alliierten (SHAEF, SMAD etc.) gesetzlich aufgefordert und verpflichtet, sich von den Gleichschaltungsgesetzen zu befreien! 

Derjenige, der den Status „DEUTSCH“ erkannt hat, sollte sich, wenigstens mündig handelnd, von den Gleichschaltungsgesetzen trennen und diesen Zustand zumindest anzeigen. 

Kommt der BRD - Einwohner dieser Aufforderung und Pflicht nicht nach, bleibt er in der Betreuungsrepublik nach Kolonialgesetzen (hier Neues Staatsrecht 1934) gefangen und ist komplett entrechtet, entmachtet, heimatlos und vogelfrei.

Durch das Erkennen dieser Rechtszustände komme ich hiermit dieser Aufforderung und Pflicht nach.

Ich beantrage und fordere die Einleitung der Prüfung der dargelegten Argumente und deren Rechtsfolgen vom … (konkreten Adressaten benennen) ..., von alle Parteien, den Verwaltungen und Institutionen damit die Einleitung notwendiger Schritte zur Befreiung von der Nazistaatsangehörigkeit „DEUTSCH“ / „deutsche Staatsangehörigkeit“ und Wiederherstellung der Heimatangehörigkeit (LstA vor 1933) für die deutschen Völker!

Ich beantrage, fordere und bestehe auf meine Heimatangehörigkeit: Bundesland nach Weimarer Verfassung!!!

Ich beantrage, fordere die Rückkehr aller Bürger, die nach Aufklärung dies wünschen, in ihre Heimat (LstA) vor 1933!

Ich beantrage und fordere, dass die absolut untragbare Nazigleichheit,         Nazigleichschaltung und die „deutsche Staatsangehörigkeit“ von 1934 sofort beendet wird!

Der Kampf gegen Rechts und gegen Nazis ist laut Angela Merkel und anderer maßgeblicher deutscher Politiker Teil bundesrepublikanischer 

Staatsräson. Deswegen fordere ich Sie mit besonderer Dringlichkeit auf, 

Abhilfe zur Heilung des unhaltbaren Zustandes zu leisten, zu der Sie 

auch gesetzlich verpflichtet sind.

Ich habe mit meiner Urkunde, deren Inhaber ich bin, für mich den Verfassungsauftrag des Artikel 146 des Grundgesetzes umgesetzt und habe die Verfassung vom 11. August 1919 angenommen. Damit ist meine echte Staatsangehörigkeit nun diejenige, meines Bundesstaates  / Landes mit dem Stand Weimarer Republik Anfang 1933.

Deutschland darf bei den Siegermächten nur mit dieser Verfassung Friedensverträge unterzeichnen. Wenn diese unterzeichnet sind, bin ich gewillt, über eine neue Verfassung abzustimmen und diese anzunehmen.

Ich möchte mit dieser Petition 

1. die Wiedererlangung meiner Heimat sowie die Wiederherstellung meiner Rechtsfähigkeit für mich und für alle deutschen Völker, 

2. die Grundlage für den Abschluss von Friedensverträgen zwischen Deutschland und den Siegermächten des II. Weltkrieges erreichen,

3. Die Grundlagen für die Umsetzung des Verfassungsauftrages nach Artikel 146 GG legen. 

Ich hoffe und wünsche, dass Sie dieses Anliegen aktiv unterstützen werden.

Ich bitte um umgehende, korrekte Eingangsbestätigung mit Aktenzeichen und angesichts des gesellschaftspolitischen Notzustandes

(u.a. verursacht durch ESM, Euro und EU, also entsprechend der Dringlichkeit, siehe auch Urteil des BverfG 2BvF 3/11 – 2 BVR 2670/11 – 2BvE 9/11 vom 25.07.2012 bezüglich der Änderungen zum Wahlgesetz) um sofortige Bearbeitung.

Da die Behandlung dieser Fragen entscheidenden Einfluss auf die weitere Entwicklung dieses Landes haben werden (staatsrechtlich, ethisch, wirtschaftlich, d.h. Verfassung, ESM, EU, Friedensvertrag), steht die Beantwortung und ihre Reaktion auf alle hier genannten Feststellungen im höchsten Maße im allgemeinen öffentlichen Interesse. 

Ergänzungen und Korrekturen behalte ich mir ausdrücklich vor.

Mit freundlichen Grüßen                                               

Vorname Familienname

Verweis auf fach- und sachorientierte Webseiten: 

www.gg146.de
http://folksvalue.eu/
Dokumentationen:

http://vulder.com/stag/archiv
Anlage:

Kopie meiner Urkunde 146

